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Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
11019 Berlin  
 
per Mail: poststelle@bmwi.bund.de 
 

 

 

Berlin, 10.07.2020 

 

Konjunkturpaket - Einbeziehung der Anwaltschaft in den Antragsprozess der „Überbrückungs-

hilfe“ 

Anlagen: Schreiben der Bundesrechtsanwaltskammer an den Bundeswirtschaftsminister vom 

07.07.2020 und vom 23.06.2020 

 

 

Sehr geehrter Herr Bareiß,  

hinsichtlich des Konjunkturpaketes erlaube ich mir, mich persönlich an Sie zu wenden und Ihre Unter-

stützung zu erbitten.  

Im Rahmen der „Überbrückungshilfe“ können Anträge seit dem heutigen Tage nur von Steuerberatern, 

Wirtschaftsprüfern oder vereidigten Buchprüfern für die von der Corona-Pandemie betroffenen Unter-

nehmen eingereicht werden. Die Anwaltschaft ist hiervon ausgeschlossen, ohne dass hierfür ein sach-

licher Grund besteht. Denn Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte haben aufgrund ihrer Zulassung das 

Recht zur umfassenden rechtlichen Beratung und Vertretung ihrer Mandantinnen und Mandanten. Mit 

Schreiben vom 07.07.2020 und vom 23.06.2020 habe ich mich bereits an die Leitung Ihres Hauses 

gewandt; beide Schreiben füge ich informationshalber bei. 

Die BRAK und die Rechtsanwaltskammern erreichen derzeit zahlreiche Anfragen bzw. Beschwerden 

von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten. Diese empfinden die Tatsache, dass sie ihre Mandanten 

in der Krise im Rahmen der Antragstellung zur sog. Überbrückungshilfe nicht unterstützen können, als 

Eingriff in ihre Berufsausübungsfreiheit und als empfindliche Störung ihrer Mandatsbeziehung. Zudem 

können sie ihren Mandantinnen und Mandanten nicht vermitteln, warum ein Beraterwechsel erforderlich 

sein soll, obwohl ihr Anwalt sie und ihre wirtschaftliche Situation am besten beurteilen kann. Sowohl für 

unseren Berufsstand als auch für die von ihm beratenen Unternehmerinnen und Unternehmer ist der 

Ausschluss der Anwaltschaft vom Antragsverfahren ein unhaltbarer Zustand und für letztere eine zu-

sätzliche Belastung in einer ohnehin sehr schwierigen wirtschaftlichen Situation.  

  



 

Ich bitte Sie eindringlich, die Forderung der Anwaltschaft, schnellst möglichst in den Antragsprozess der 

„Überbrückungshilfe“ einbezogen zu werden, zu unterstützen.  

  

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Dr. Ulrich Wessels 

Rechtsanwalt und Notar 


